Geſetzblatt 
flür die Freie Stadt Danzig 


Nr. 66 Ausgegeben Danzig, den 1. September 1923 


Inhalt. Zuſatzgeſetz betreffend die Ausgabe von Notgeld (S. 893). — Verordnung zur Aenderung der 
Fernſprechordnung (S. 893). — Verordnung über Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und e (S. 902). — Verordnung 
zur Aenderung der Poſtſcheckordnung (S. 904). — Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 906). — Verordnung 
über die Anpaſſung der Geldbeträge für die Unterſtützung an Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
(S. 906). — Verordnung wegen Abänderung des § 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 (S. 907). 
— Verordnung betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen-Unterſtützung (S. 908). — Bekanntmachung betreffend 
Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland (S. 908). — Poſt gebühren im Verkehr mit dem 
Ausland (außer Deutſchland und Polen) (S. 909). 


365 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Zuſatzgeſetz 
betreffend die Ausgabe von Notgeld. Vom 23. 8. 1923. 
2. November 1922 


Artikel 1. 
Der Geſamtbetrag der Notgeldſcheine, welche nach dem Geſetz vom F. Auguft 1028 (Geſetzbl. 


S. 489) von der Stadtgemeinde Danzig ausgegeben werden dürfen, wird um 300 Milliarden Mark 
erhöht. Für dieſe Notgeldſcheine gelten die Beſtimmungen des Geſetzes vom 2. November 1922; ins- 
beſondere ſind dieſe Notgeldſcheine geſetzliche Zahlungsmittel. 

Artikel 2. 

Der Senat wird ermächtigt, bei weiterem Mangel an Zahlungsmitteln die Ausgabe von Not⸗ 
geld bis zur Höhe von weiteren 1200 Milliarden Mark zu genehmigen, nachdem der Hauptausſchuß 
des Volkstages zugeſtimmt hat. 

Artikel 3. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 23. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


366 5 Verordnung | 
zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 28. 8. 1923. 

Auf Grund des § 13 des Fernſprechgebühren-Geſetzes (F. Geb. G.) vom 23. Auguſt 1923 
(Geſetzbl. S. 887) wird folgendes beſtimmt: 

1. Die auf Grund des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133) 
erlaſſene Fernſprechordnung (F. O.) vom 9. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 131 bleibt in Kraft, wird aber 
wie folgt geändert. 

A. Die in der Fernſprechordnung ſeſtgeſetzten Gebühren im Sinne des $ 28, III werden nach 82 des 
Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 23. Auguſt 1923 berechnet. Die Grundbeträge werden in der 
aus Spalte 5 der beigefügten Zuſammenſtellung er ſichtlichen Höhe feſtgeſetzt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 9. 1928). 


1 1 


Im 8 2, IV iſt im 925 Satze zu ſetzen ſtatt „Grundgebühr“: Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche, 
ſtatt „5 5 F. Geb. G.“: § 7 F. Geb. G. 5 

2. Im 5 4, II iſt ſtatt „§ 7 F. Geb. G.“ zu ſetzen: $ 9 F. Geb. G. 

3. Im 8 5, II B erhält der Abſ. 4 die folgende Faſſung: 

Die Inſtandhaltung der Nebenſtellenanlagen iſt in der Regel Sache der Telegraphenverwal— 
tung. Der Teilnehmer kann jedoch ermächtigt werden, die Inſtandhaltung unter Leitung und 
Aufſicht der Telegraphenverwaltung durch eigenes, von der Telegraphenverwaltung zugelaſſenes 
Perſonal vorzunehmen. In dieſem Falle ermäßigen ſich die Gebühren für teilnehmereigene Ein- 
richtungen, die auf die Hälfte der Gebühr für gleichartige poſteigene Einrichtungen feſtgeſetzt ſind 
($ 5IILB Ziffer 1 und 4, 8 6, V Ziffern 2b, 3b und 4b, § 7, VB und 8 8, VB), auf ein 
Viertel. 

4. Im 8 5, III A find unter Ziffer 4a die Worte „ein Zuſchlag von“ zu ſtreichen. 
5. Im 89 iſt 
a) im erſten Satze ſtatt „($ 2 F. Geb. G.)“ zu ſetzen: ($ 5 F. Geb. G.), 
b) am Schluſſe der Ziffer 5 der nachſtehende Wortlaut nachzutragen: 
Werden bei der Erweiterung von Reihenanlagen vorhandene Einrichtungen ausgewechſelt, 
ſo werden hierfür die Selbſtkoſten, die der Telegraphenverwaltung für die Arbeiten und 
für die dabei verwendeten Bauſtoffe erwachſen, in Rechnung geſtellt. 
6. Im $ 12, III erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 

Die Telegraphenverwaltung kann die Herſtellung von Anſchlüſſen von der Vorauszahlung 
der in dem Ortsnetz geltenden Mindeſtgebühr für 6 Monate abhängig machen. r 

6a. Im 8 14, IV iſt zu ſetzen im fünften Satz 

ſtatt „eine Gebühr von 3 Mark“: die Gebühr für eine Druckſache gleichen Gewichts, bei 

Überſchreitung des Höchſtgewichts für Druckſachen gegen die Höchſtgebühr. 

7. Im $ 15, II Abſ. 1 iſt unter Ziffer 3 ſtatt des Wortlauts von „Erhöhung der Gebühren“ bis 
„Teuerungszuſchlags“ zu ſetzen: 
Erhöhung der Gebühren und der Mindeſteinnahme. 
8. 8 15, III erhält folgende Faſſung: 

III. Für Geſpräche, die von öffentlichen Sprechſtellen aus geführt werden, ſind im Orts— 
und Fernverkehr die gleichen Gebühren zu entrichten, die für gleichartige, von Teilnehmerſprech— 
ſtellen ausgehende Geſpräche zu erheben ſind. Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, Orts— 
geſpräche nach einer Dauer von 15 Minuten durch Trennung der Verbindung zu beenden; wenn 
der Betrieb es erfordert. Im Fernverkehr ſind dringende Preſſegeſpräche unter den von der Tele— 
graphenverwaltung feſtgeſetzten Bedingungen gegen die Gebühr für nichtdringende Geſpräche zu- 
läſſig (& 17, I). 

9. Im $ 15, VI 

a) iſt im Abſ. 3 zu ſetzen ſtatt „§ 4, Abſ. 1 Satz 3 F. Geb. G.“: 8 6, Abſ. 3 F. Geb. G. und 
ſtatt „III Abſ. 1“: III, 

b) erhalten im Abſ. 4 die erſten beiden Sätze folgende Faſſung: 

Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, dem Teilnehmeranſchluß die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Sprechſtelle unter Einhaltung einer einmonatigen Friſt zum Ende eines Ka— 
lendervierteljahrs zu entziehen, wenn die Zahl der von der öffentlichen Sprechſtelle aus 
geführten Ortsgeſpräche dauernd hinter dem Vierfachen der für das Ortsnetz geltenden 
Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche zurückbleibt. Der Teilnehmer kann unter Einhaltung einer 
einmonatigen Friſt zum Ende eines Kalendervierteljſahrs von den übernommenen be— 
ſonderen Verpflichtungen zurücktreten. 
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17. 


18. 


Im 8 16, II iſt ſtatt „(8 4 F. Geb. G.)“ zu ſetzen: (§S 6 F. Geb. G0. 8 5 


Im 8 17,1 Abſ. 2 iſt ſtatt „§ 8 F. Geb. G.“ zu ſetzen: SS 10 und 11 F. Geb. G. 


Im $ 17, III Abſ. 2 iſt der letzte Satz von „Ergibt ſich“ bis „zu entrichten“. zu ſtreichen. 


Im $ 17, IV 
a) erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 
Die Ferngeſprächsverbindungen werden in der nachſtehenden Reihenfolge hergeſtellt: 
1. dringende Geſpräche in reinen Staatsangelegenheiten (dringende Staatsgeſpräche), 
2. Blitzgeſpräche, / 
8. dringende Preſſegeſpräche, 
4. dringende Geſpräche, 
5. nichtdringende Geſpräche, 
b) iſt hinter Abſ. 3 als neuer Abſ. 4 einzuſchalten: 
Die Bedingungen für die Blitzgeſpräche ſetzt die Telegraphenverwaltung feſt. 
Im 8 17, VI iſt im Abſ. 2 ſtatt „(§S 8 F. Geb. G.)“ zu ſetzen: (88 10 und 11 F. Geb. G.). 
Im 8 22, III Abſ. 1 iſt im letzten Satze vor Hilfſtellen einzuſchalten: Poſtagenturen mit ein⸗ 
fachem Betrieb und 
Im 8 25,1 
a) iſt als künftig erſter Abſ. einzuſchalten: 
Soweit ſich die Gebühren vorher feſtſtellen laſſen, ſind ſie vierteljährlich im voraus fällig, 
b) iſt im bisherigen Abſ. 1 ſtatt des erſten Satzes und des Wortlauts unter Ziffer 1 zu ſetzen: 

Für die übrigen Gebühren gilt folgendes: 

1. Einmalige Gebühren, deren Höhe ſich vor Ausführung der Leiſtung der Telegraphen— 
verwaltung feſtſtellen läßt, ſind im voraus fällig. Läßt ſich die Gebühr ($ 31, II) noch 
nicht endgültig feſtſtellen, ſo iſt die Telegraphenverwaltung berechtigt, Vorſchüſſe in 
Höhe der im Zeitpunkt der Fälligkeit geltenden Gebühren zu erheben, 

e) erhält der bisherige Ab. 2 folgenden Wortlaut: 

Wird eine Fernſprecheinrichtung im Laufe eines Kalendervierteljahrs in Betrieb genommen, 
ſo ſind die laufenden Gebühren für die Zeit bis zum Ende des Kalendervierteljahres am 
Tage der Übergabe der Einrichtung fällig. Bei Hauptanſchlüſſen wird die Mindeſtzahl der 
Ortsgeſpräche für den Monat anteilmäßig berechnet. Der Tag der Übergabe wird bei der 
Berechnung der Gebühren und der Mindeſtzahl der Ortsgeſpräche in Anſatz gebracht. 

Im 8 25, II iſt im erſten Satze vor „Benutzung“ einzuſchalten: 
Einrichtung und die 
Hinter $ 25, III iſt als neuer Abſ. IV einzuſchalten: 

IV. Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, vom Teilnehmer eine 8 zu 

erheben, wenn er mit der Zahlung fälliger Gebühren im Rückſtand bleibt. 


„Im 8 N, I iſt 


a) im erſten Satz ſtatt „Kündigungsfriſt von 3 Monaten“ zu ſetzen: 
a einmonatigen Kündiguugsfrift, 
b) im zweiten Satz hinter „Werktag“ einzuſchalten: 
des dritten Monats. 


Im 8 28, III iſt ſtatt „§ 9, Abſ. 2 F. Geb. G.“ zu ſetzen: i 5 


§ 12 F. Geb. G. 


8 31, II erhält folgenden Wortlaut: 


Die in dieſer Fernſprechordnung und in den von der Telegraphenverwaltung nach! erlaſſenen 
Beſtimmungen enthaltenen Gebühren (§ 28, III) find Grundbeträge; die nach 88 2 und 3 
des Fernſprechgebühren-Geſetzes feſtgeſetzte Schlüſſelzahl gilt auch für die Berechnung der 


S6 2 RR 
vorſtehend währen Gebühren. Maßgebend für die 5 Beisein der Gebühren zugrunde 
zu legende Schlüſſelzahl iſt jeweils der Tag, an dem eine Leiſtung der Telegraphenverwaltung 
voll ausgeführt iſt, auch wenn der Antrag vor einer Erhöhung der Schlüſſelzahl geſtellt 
worden iſt. 

II. Die vorſtehenden Anderungen treten an dem Tage in Kraft, an dem die von der 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung für den Fernſprechverkehr feſtgeſetzte Schlüſſelzahl in Wirk⸗ 
ſamkeit tritt. Die Fernſprechteilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen, die auf Grund der 
Fernſprechordnung und der dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen hergeſtellt worden ſind, 
auf den dem Inkrafttreten dieſer Verordnung vorhergehenden Tag zu kündigen. Das gleiche 
Recht haben die Inhaber von Nebentelegraphen und beſonderen Telegraphen, die Gemeinden, 
die ſich im Beſitz einer gemeindlichen öffentlichen Sprechſtelle befinden, ſofern die für gemeind- 
liche öffentliche Sprechſtellen vorgeſchriebene Mindeſtüberlaſſungsdauer von einem Jahre 
abgelaufen iſt, und nach Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer auch die privaten Inhaber von 
öffentlichen Sprechſtellen mit Münzfernſprecher (Fernſprechordnung § 15, VII). Den Inhabern 
von öffentlichen Sprechſtellen bei Privaten (Fernſprechordnung § 15, VI) ſteht das außer⸗ 
ordentliche Kündigungsrecht nicht zu. Antragſteller, die ihren Antrag auf Herſtellung, 
Erweiterung, Verlegung, Umwandlung, Auswechslung oder Übertragung von Fernſprech— 
einrichtungen, Nebentelegraphen oder beſonderen Telegraphen aus Anlaß der Gebührenerhöhung 
zurückziehen, haben Koſten für nutzloſe Verwaltungbarbeit nicht zu 8 


Danzig, den 28. Auguſt 1923. - 
Post: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


ine 


5 


Zuſammenſtellung 
der Grundbeträge, die an die Stelle der durch die Fernſprechordnung feſtgeſetzten Gebühren treten. 


Beſtim⸗ 


Bisherige] Grund⸗ Jemen 
der Bemer⸗ 
Gegenſtand Hane Gebühr betrag kungen 
eee Mart 
4 5 6 
1 [Gebühren für Ausnahme-Hauptanfchlüffe 84, II s 
a) Ka für je 100 Meter Anſchluß⸗ a 15 1 
ö bel einem Entfernungsunterſchied bis zu 
5 Kilometer einſchll. I 60, 60.— 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchl. 900,— 90.— 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer einſchl. 1 500,— 150,— 
b) den für die Inſtandhaltung der innerhalb | Ziffer 2 
des 5⸗Kilometer⸗Kreiſes mehr herzuſtellenden 
8 Leitungsſtrecke 
für e 1% Melee f 72,.— 7,20 
2 zur Ortsgeſprächsgebühr bei Ent- | Ziffer 3 
ernunge 
von ei als Babis 18 nn 1.— 0,10 


ß ² ( KR 0,20 


| Beltim- | giaperi 
Nr. ö Fern der Bisherige 


Fernſprech⸗ Gebühr 
2 BERATEN EIER FR 
2 [Gebühren für poſteigene Nebenſtellenanlagen 8 5, IIIA 
a) Nebenſtelle mit gewöhnlichem Apparat uſw. . | Ziffer 1 a 168,— 
b) Nebenſtelle mit Mehrfachanſchlußapparat Ziffer 1 b 3 
füt 2 Leitungen ar 336,— 
55 5 (ü ee STE 420,— 
c) für je 100 Meter Anſchlußleitunng Ziffer 2 72,— 
d) für jedes belegte Anſchlußorgan 
r a Ziffer 3 a 84,.— 
bei Selbſtanſchlußbetritrt᷑r uu Ziffer 3 b 600, — 
e) für jede Hauptſtelle mit Reihenapparat ... Ziffer 4a 600,— 
1) für jede Nebenſtelle mit Reihenapparat Biffer 4b 
%% vA. ĩ˙ Beine 720,— 
für 2 Amidleitungen... ....- . . 2. » e 900,— 
für 3 Amtzleitungen. - ... 22... 1 080, — 
für 4 bis 6 Amtsleitungen 1440,— 
g) für 10 Meter Leitungskabel bei Reihenapparaten | Ziffer Le 
für 1 Amtsleitung 5 72,.— 
für jede e mehr ie 38 er | 36,— 
h ag für jede einen ene uß | 300 
l aut geroöhnüchem Apparat belegte An 
wählerleitung einer NReihenanlage . . . . - Ziffer 4d 8⁴,.— 
i) Zuſchlag für die Nebenſtelle eines Dritten .. Ziffer 5 84,— 
j) Zuſchlag für die Benutzung poſteigener Sprech⸗ iffer 6 
» len 90 Geppröchen 5 wan Sans a 84,.— 
3 [Gebühren für private Nebenſtellenanlagen 85, III C 
für jeden privaten Nebenanſchlunßßß Ziffer 1 108,— 
4 [Gebühren für Ausnahme-Nebenanfchlüfje 85, IV 
Abſatz 4 
a) Koſtenzuſchuß für 5 Meter Nebenanſchluß⸗ | Ziffer 1 
leitung bei einer Entfernung 
bis zu 5 Kilometer einſchließlich . . - 600,— 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer 900,— 
von mehr als 15 Kilometeeeeeer 1 500,— 
b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Ferngeſprächs⸗- 8 2 
gebühren bel rechne er 8 N 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchl.. 3 600,— 
von mehr als 15 bis 25 Kilometer einſchl. 18 000,— 
5 [Gebühren für Querverbindungen g 6, V 
a) Pauſchbetrag für den Ausfall an Geſprächs⸗ 
r gebühren bei poſt⸗ und 1 Quer⸗ 


derben: a Ziffer 1 1800,— 


Beftim- Bisherige 


mung der = Bemer⸗ 
Gegenſtand Fergſprech⸗ Gebühr kungen 
ordnung 


Mark 


— ——— ͤö— . ͤ ͤ üü— — 1 — ———— KÄA—Eäꝗ 33 —ñ 


3 6 


= b) für die Inſtandhaltung pofteigener Quer | 8 6, V 
5 verbindungsleitungen für je 100 Meter ... Ziffer 2a 72,.— 7,20 
1 0) Juschen für die Mitbenutzung poſteigener a 
n prechſtellen zu Geſprächen mit privaten Haus⸗ 
Br: ſtellen über die Querverbindung . . ... . Biffer 4a 84,— 8,40 
3 6 Gebühren für Ausnahme⸗Querverbindungen § 6, VI 
3 Abſatz 3 
u a) Koſtenzuſchuß für je 100 Meter Querverbin- | Ziffer 1 
8 dungsleitung bei einer Entfernung 
* bis zu 5 Kilometer einſchließlic h... 600,— 60,— 
8 von mehr als 5 bis 15 Kilometer .. 900,— 90,— 
* von mehr als 15 bis 50 Kilometer. 1500,— 150,— 
Be; von mehr als 50 Kilometer 3.000,— 300,— 
* b) Pauſchbetrag für den Ausfall an Ferngeſprächs⸗] Ziffer 2 
f gebühren bei Entfernungen 
. bis zu 15 Kilometer einſchließlich. ... 3 600,— 480,— | 
f von mehr als 15 bis 25 Kilometer .. 18 000,— 1 800,.— 
Bi von mehr als 25 bis 50 Kilometer .. 90 000,— 10 800,— 
* von mehr als 50 bis 100 Kilometer.. 168 000,— 21 600,— 
. 7 [Gebühren für poſteigene Anſchlußdoſen 8 7, vA 
>33 a) für jede Anſchlußdoſſ eee Ziffer 1 24.— 3,60 
AR b) für je 100 Meter Anſchlußdoſenlinie .... Ziffer 2 72.— 7,20 
Be, c) für jeden tragbaren Apparat Ziffer 3 168,— 25,20 
> 8 [Gebühren für pofteigene Zuſatzeinrichtungen 88, VA 
a) für einen Wechſelſchalter „ 24,.— 3,60 
b) für einen zweiten Fernhörenrn Ziffer 2 12.— 1,80 
c) für einen Kopffernhöree n. Ziffer 3 48,— 7,20 
1 d) für einen zweiten Sprechapparae Ziffer 4 168,— 25,20 
e) für ein Bruſtmikrophon uwe. Ziffer 5 168,— 25,20 
1) für eine zweite Hörvorrichtung an Kopffern⸗ 
FTT RI TE u EL Ziffer 6 24.— 3,60 
g) für einen Handapparaileee Ziffer 7 8 12,60 
h) für einen kleinen Wecken Ziffer 8 48.— 7,20 
i) für einen großen Weder . ... 0. Ziffer 9 3,— 12,60 
J) für eine Fallſcheibkte Ziffer 10 48,— 7,20 
k) für einen beſonderen Kurbelindukt . .. Ziffer 11 72,— 10,80 
J) für eine Rufſtromeinrichtunnnnn g Ziffer 12 360,— 54, — 
m) für einen Ticker uw. ER Ziffer 13 96.— 14,40 
n) für Mithörvorrihtungen » . .. 2... Ziffer 14 48, — 7,20 


o) für jedes Meter Ber re ſoweit die * 
Länge 2 Meter überſteigt, für je 5 Adern . Ziffer 15 12,.— 1,80 


Beſtim⸗ Farm 
er Bisherige 


Fernſprech- Gebühr 
ordnung 


Gegenſtand 


f 2 — Mark Mark 
| 1 3 4 5 8 
9 Einrichtungsgebühren 8 9, Abſ. 1 
a) für die Einführung jeder Doppelleitung ..] Ziffer 1 300,— 30,— 
b) für die Inneneinrichtung eines Hauptanſchluſſes | Ziffer 2 1 200,— 120,— 
| c) für die Inneneinrichtung jeder Nebenſtelle ..] Ziffer 3a | 1200,— 120,— 
| d) für jedes belegte Anſchlußorgen Ziffer 3 b 600,— 60,— 
e) für jeden Mehrfachanſchlußapparat 
& für 2 Big n Ziffer 4 a 600,— 60,— 
222 ĩ˙ i 8 Ziffer 4b | 1 200, — 120,— 
N f) für — belegte Amtstaſte uſw. bei poſteigenen 
| Reihenäpparaten‘.- . =. ass. ii Ziffer 5a 240,— 24.— 
ö g) für jede belegte Linienwählertaſte uſw. bei 
| poſteigenen Reihenapparaten a a Ziffer 5b 120,— 12,— 
i h) für jedes durch eine Querverbindung belegte 
I a Ziffer 6 600,— 60,— 
i) für jede zweite und weitere Anſchlußdoſe .. Ziffer 7 120,— 12,— 
j) für jede Zuſatzeinrichtung nach $8, VA 4 1 f 
Ziffer 1, 2, 3, 5, 7, 10 und 11. Ziffer 8a 120,.— 12.— 
Ziffer 8, 9, 12, 13 und . Ziffer 8 b 300,— 30,— 
> 155 E ER A ARE . Ziffer 8e | 1200,— |: 120,— 
\10 Zuſchlag für je 100 Meter Hauptanſchlußleitung | 8 10, I y 
d außerhalb des 5 Kilometer: reife R 72,.— 7,20 
11 Für Zurückziehung eines Antrags auf en 8 12, I 
5 von Fernſprecheinrichtungen mindeſtens .. 40,— 2,— 3 
12 ee ge für jede genehmigungspflichtige e sa 7 100,— 10,— 
atz! 
13 Fin Qurhcziehung eines Antrages auf Verlegung ufw. [S 13, VII \ 
von Fernſprecheinrichtungen mindeſtens f a 40,— 2,— 
14 [Gebühr für gebüheenpflichtige Druckzeilen im amt» |$ 14, III 
lichen Fernſprechbuc h 80,— 4,— 
ür Mitbenutzereintragung bis zu 3 aufeinander 
ei folgenden Seile ER ee 300,— 8.— 
15 [Zu gewährleiſtende Mindeſteinnahme 5 eine ge | 8 15, II 
5 meindliche öffentliche Sprechſtelle .. SR Jes 1 1 000,— 100,— 
er 
16 ren bei Benutzung öffentlicher Sprech-] 8 15, III | * zu vgl. Verordnung 
ala ©... SE A IB Ziffer 8 
17 über bezahlte Gebühren 8 5 IV 0,10 
18 [Gebühr für Vortagsan meldungen 8 17, II 2.— 0,20 
Abſatz 3 
19 [Gebühr für Auskünfte über Geſprächsanmeldungen 9 1105 2.— 0,20 
a 


Beſtim⸗ 
. der 


Bisherige 


Fern prech⸗ Gebühr 
ordnung 


Mark 
3 4 
20 [Gebühr für die Streichung einer Geſprächsanmeldung 95 2 III 2,.— 0,20 
atz 2 
atz 4 
21 [Gebühr für nachträgliche Befriſtung einer Geſprächs⸗[ $ 17, III 
Aan dung 2 dishes 2, 2,— 0,20 
bisheriger 
vorletzter 
g Satz 
22 [Gebühren für X P-Geſpräche 8 19, I 
Ziffer 4 
a) für die Benachrichtigung uſw. einer Perſon Satz 1 8.— 0,40 
sch) m die Benachrichtigung uſw. mehrerer PBer- 
onen für jede weitere Perſoern .. ..] Satz 2 4.— 0,20 
c) für die nachträgliche Verſtändigung des Herbei- | Satz 3 
zurufenden 
im Fernverkehr en 8 0,40 
e,, ee 4.— 0,20 
23 Gebühren für N-Geſpräche $ 19, III 
Ziffer 3 
a) für die Weitergabe der Nachricht an eine Perſon | Satz 1 8,.— . 040 
b) für die Weitergabe an mehrere Perſonen für 
jede weitere Perſoor nn vu... Satz 2 74,— 0,20 
24 [Gebühren für Dauerverbindungen 8 21, IV 
E I Abfab 1 
; Ziffer 1 
a) Bei Verbindungen zweier Teilnehmerſprechſtellen ; : 
desſelben Ortsnetzes für jede Dienſtpauſe or Buchſtabe a 4,— 0,60 
b) Bei Verbindung einer Teilnehmerſprechſtelle 5 
mit der Vermittelungsſtelle eines anderen a 
N Ortsnetzes für jede Zuſammenſchaltung F Buchſtabe b 2.— 0,20 
e) bei unmittelbarer Verbindung zweier Teil- 1 
nehmerſprechſtellen verſchiedener Ortsnetze für 
jede Zuſammenſchaltunn g.. Buchſtabee[ 2.— 0,20 
25 Unfallmeldegebühßhetetete 8 22, III 15,— 0,60 
Ziffer 1 
Abſatz 1 
26 [Einbeziehung eines Teilnehmeranſchluſſes in den | $ 22, III 
Unfallmelde dient Ziffer 2 84,.— 8,40 
27 [Gebühr für die Niederſchrift eines durch Fernſprecher] § 23, II 
aufgenommenen Telegramms für das Wort... 0,20 0,03 


Veftim- Bisheri 
ge 
Gegenſtand Fern 50 Gebühr 
a ordnung 

3 


Bemer⸗ 
kungen 


betrag 


Mark. 
5 


Mark 
4 


2 


8 23, IV 
Abſatz 2 
Ziffer 1 


28 [Gebühr für die Mbermittelung 


a) der Wettervorherſage f 
bei regelmäßiger Übermittelung monatlich. 
bei Auzelgüf rage 

b) der Tageszeit 
bei regelmäßiger Ubermittelung monatlich. 


Mo 


22 
a 


Ziffer 2 


20,— 


e Orts⸗ 
bei Einzelanfra ge geſprächs⸗ 
gebühr 
29 [Gebühren für Nebentelegraphen § 21, 1 
5 Ziffer 3 
a) für jeden Hughesappa rale. Buchſtabe b! 12000, — 
für jeden Morſeapparaile 1200,.— 
für jeden Ferndr ufer 1000,.— 


für je 100 Meter Leitung . 
b) 5 Di Aufnahme eines Telegramms für das 
- or y : 5 8 


e — en ee ae ae ke ie la 


72. 


Buchſtabe o 0,20 


30 [Gebühren für beſondere Telegraphen NE 4, 
b Biſſer 3 
a) Koſtenzuſchuß für die Leitung für je 100 Meter [Buchſtabe a 
bei einer Entfernung Abſatz 1 
1 bis zu 5 Kilometer einſchließlich te.. ? 600, — 30,— 
von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlich 7 900,.— 45,— 


von mehr als 15 bis 50 Kilometer einſchließlich 

von mehr als 50 Kilometeeeeeeer 

b) Pauſchbetrag für den Ausfall an 1 Da a 

und Ferngeſprächsgebühren bei einer Entfernung 

von mehr als 5 bis 15 Kilometer einſchließlich 

von mehr als 15 bis 25 Kilometer einſchließlich 

von mehr als 25 bis 50 Kilometer einſchließlich 

von mehr als 50 bis 100 Kilometer einſchließlich 

31 [Gebühr für einen unbegründeten Antrag auf Er⸗ 
ſtattung von Fernſprech gebühren. 

32 [Für die Zurückziehung einer Kündigung mindeſtens 


Buchſtabe b 
Abſatz 2 


§ 25, III 
Abſatz 1 4— 0,40 
40, 2,.— 
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Verordnung 


über Poſt, Poſtſcheck und Telegraphengebühren. Vom 29. 8. 1923. 


Auf Grund des 8 2 des Geſetzes über Poſt-, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 23. Auguſt 
1923 werden die Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren auf die in Spalte 2 der beigefügten 


Zuſammenſtellung angegebenen Beträge feſtgeſetzt. 


Dieſe Verordnung tritt hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammelüberweiſungen am 
1. Oktober 1923, im übrigen mit dem 1. September 1923 in Kraft. 


Danzig, den 29. Auguſt 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


Zuſammenſtellung 
der neuen Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren. 


Gegenſtand Gebühr 
Ah 
& I. Boftgebühren. 
Poſtkarten 
a Deiünerkeht 74... 2... 20 000 
h 40 000 
Briefe 
a) im Ortsverkehr 
F ie ie, 40 000 
her 20 bis 100 — 60 000 
FF 100 000 
30:2 Dies ae, - 120 000 
bp) im Fernverkehr N 
VVV 100 000 
über 20 bis 100 g 3 140 000 
C 160 000 
o ne 180 000 
Druckſachen 
I A Er a 20.000 
über 25-98 5 ß 40 000 
„ o 60 000 
e 100 000 
r 120 000 
„ 500 g bis 1x 150 000 
5 1 kg „ 2 kg (nur für 
einzeln verſandte, ungeteilte Druck 
U Tee 180 000 
Geſchäftspapiere b a 
Fc / ( 100 000 
über 250 bis 500g 120 000 
EN. ER ERE 150 000 


Päckchen bis 1 kg 


Warenproben 
bis 100 . 
über 100 bis 250g 
a „ ER 


Miſchſendungen (zuſammengepackte Drud- 
ſachen, Blindenſchriftſendungen, Ge⸗ 
ſchäftspapiere und Warenproben) 

bis 250 g 
über 250 bis 500 g 
„ 500 g bis 1 kg 


o v 
F 


n 


Die Nachgebühr, die für nicht- oder 

unzureichend freigemachte Poſtkarten 
und Briefe ſowie für unzureichend 
freigemachte Druckſachen, Geſchäfts⸗ 
papiere, Warenproben und Miſch⸗ 
ſendungen zu erheben iſt, wird auf 
eine durch 1000 teilbare Markſumme 
aufgerundet. 


A 
De Sr EN 
er u N 


100 000 
120 000 
150 000 


200 000 


ER : — REN NEN 7 
a e re 7 a 7 ER - — 
2 2 N 2 0 I * — * » * 5 2 = = 
' . 5 n 2 . N 
= 903 


Gegenſtan d 


über 11 bis 12 kg 700 000 
„ 12 „G 13 kg 750 000 
„ U 800 000 
„ 14 „ 18 ke 850 000 
1 900 000 
„ 1 950 000 
„ 17 „ 18 kg 1.000 000 
„ 180 1.050 000 
„„ » 1100 000 
Zeitungspakete bis 5 kg 
Verſicherungsgebühr 


b) für unverſiegelte Wertpakete für 

je 100000 M der Wertangabe . . 
Poſtanweiſungen 

bis 1 Million M 

über 1 bis 2 Millionen 

— 

10 

20 


o 


einmalige oder ſeltenere Erſcheinen 
bei einem durchſchnittlichen Num⸗ 


260 
4 300 000 
„ 100 „ 150 e M 350 000 
„ 150 „ 200 5 M. 400 000 
Zeitungen i 
a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich 
ſowie für jede weitere Ausgabe in 
— der Woche 
mergewicht 
e bis 


über 25 " 
„ 50 n 
" 100 ** 
250 1 
500 g „ 1 kg 
„ 118, 2 
für das monatlich einmalige oder 
ſeltenere Erſcheinen die Hälfte davon 


monatlich 


" 


” 


RE ARE 175 000 
a) für Wertbriefe und verſiegelte 
Wertpakete für je 100000 M der 
Werangeneeeee 8 2 000 


b) Mindeſtgebühr, monatlich... 

c) Gebühr für Sammelüberweiſungen 
(Höchſtgewicht einer Nummer 25 g 
im Jahresdurchſchnitt) 
virgin); 


II. Poſtſcheckgebühren. 
Bareinzahlungen mit Zahlkarte 


bis 2 Millionen M . 
über 2 „ 5 5 2 
* 5 77 10 * 1 
* 10 * 20 * " 
a " 
* 30 7 50 * 1 
wi 5 9 
100 n n 
* 100 n 150 * . n 
„ 150 „ 200 „ 5 
„ 200 Millionen Mark 
Gmbeſchrän f! 


Für bargeldlos beglichene Zahl⸗ 
karten wird dieſelbe Gebühr er⸗ 
hoben, im Höchſtfall jedoch für eine 
Zahlkarte eine Gebühr von 
Auszahlungen 
a) für jede von der Zahlſtelle des 
Poſtſcheckamts bargeldlos und für 
jede in den Abrechnungsſtellen der 
Reichsbank beglichene Auszahlung 
von dem im Scheck angegebenen 
Betrag 
b) für jede Barauszahlung durch die 
Zahlſtelle des Poſtſcheckamts ſowie 
für die Überſendung eines Schecks 
durch das Poſtſcheckamt an eine 
Poſtanſtalt und für die weitere 
Behandlung des Schecks bei dieſer 
von dem Scheck angegebenen Betrag 
Die Mindeſtgebühr für die nach 
einem Kontoblatt zu berechnenden 
Auszahlungen beträgt 
Im übrigen werden Gebühren⸗ 
beträge bis ausſchließlich 100 M 
auf volle 100 M aufgerundet. 


1/, vom 
Tauſend 


2 vom 
Tauſend 


100 


— a Er Er 1 N f 
SE Gegenjtand Gebühr 
| 2 


„ 
Gegenſtan d N 


5 III. Telegraphengebühren. | H im Ortsverkehr ie 
* Gewöhnliche Telegramme e 5 2 
3 im Fernverkehr Preſſetelegramme 
% Grundgebühr 160 000 Grundgebüh t 80 000 
Wort gebühr 80 000 Wortgebühtt 40 000 
x 368 Verordnung 
8 zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 31. 8. 1923. 
* = Auf. Grund der Artikel 39 und 115 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 10 des 
8 Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetzbl. S. 53 ff.) wie folgt geändert. 
1 Be 1. Im 8 1 Abſ. IV Satz 3 werden die Worte „von 1000 Mark“ geſtrichen. 


In § 1 wird als Abſ. V angefügt: 
„V Die Gebühren, die der Feſtſetzung durch die Poſtſcheckordnung unterliegen, ſind in 
einer beſonderen Anlage enthalten.“ 
Im 8 2 Abſ. XII werden die Worte „von 500 Mark“ geſtrichen. 
Im 8 3 Abſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „20 000 000 Mark“ geſetzt: 100 000 000 Mark. 
Im 8 3 Abſ. IV werden geſetzt ſtatt der Worte „An Gebühren werden vom Abſender erhoben“: 
die Worte: Vom Abſender werden erhoben: 
3. Im 8 3 Abſ. IV erhält Ziffer 3 folgende Faſſung: 
„3. eine Gebühr für das Ausfertigen des Zahlfarten- und des beſonderen Benachrichtigungs⸗ 
telegramms“, 
Im 8 7 Abſ. IV erhält der letzte Unterabſ. folgende Faſſung: 
„Vom Ausſteller werden durch Abbuchung von ſeinem Konto erhoben: 
bei ſchriftlicher Benachrichtigung eine Gebühr für das Ausfertigen und die weitere Behandlung 
der Benachrichtigung, 
bei telegraphiſcher Benachrichtigung die Telegraphengebühr und eine Gebühr 555 das Aus⸗ 
fertigen des Telegramms.“ 
Im 8 7 Abſ. VII Unterabſ. 1 erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
ir „Für die Rückforderung wird eine Gebühr erhoben.“ 
„Im 8 7 Abſ. VII Unterabſ. 2 werden die Worte „von 1000 Mark“ geſtrichen. 
Im $ 8 Abſ. 1 wird ſtatt „20 000 000 Mark“ geſetzt: 100 000 000 Mark. 
Im 8 8 erhält Abſ. VI folgende Faſſung: 
„VI Vom Ausſteller werden durch Abbuchung von ſeinem Konto erhoben: 
1. die Telegraphengebühr für das Überweiſungstelegramm, 
2. eine Gebühr für das Ausfertigen des Überweiſungstelegramms und eintretendenfalls 
3. bei ſchriftlicher Benachrichtigung eine Gebühr für das ede und die weitere Behandlung 
der Benachrichtigung, 
4. bei telegraphiſcher Benachrichtigung die Telegraphengebühr und eine Gebühr für das Aus- 
fertigen des Telegramms.“ 
Im 8 9 Abf. 1 wird ſtatt „100 000 000 Mark“ geſetzt: 500 000 000 Mark. 
Im 8 9 Abſ. IV Unterabf. 3 erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
„Für die Rückforderung wird eine Gebühr erhoben.“ 
Im 8 9 Abſ. IV Unterabſ. 4 werden die Worte „von 1000 Marl“ geſtrichen. 


e 


Im 8 9 Abſ. VIII Unterabs. 3 Satz 1 werden die Worte „von 50 Mark“ geſtrichen. 
. Im 8 9 Abſ. IX letzter Satz werden die Worte „von 500 Mark“ geſtrichen. 


17. Im 8 9 Abſ. X Unterabſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „20 000 000 Mark“ geſetzt: 100 000 00 Mark. 
18. Im 8§ 9 Abſ. X Unterabs. 1 Satz 5 werden die Worte „von 500 Mark“ geſtrichen. 
19. Im 8 9 Abſ. X Unterabſ. 2 Satz 1 wird ſtatt „20 000 000 Mark“ geſetzt: 100 000 000 Mark. 
20. Im 8 10 Abſ. III werden die Worte „von 2000 Mark“ geſtrichen. 

Die Anderungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


überſicht über die Gebühren der Poſtſcheckorduung. 


5 e 8 a 
Poſtſcheck⸗ zur einfachen Bemer⸗ 
Nr. Gegenſtand ’ Fernbrief⸗ 
ordnung gebühr nach] kungen 
Deutſchland 


1 Gebühr für die ſchriftliche Beſtätigung über die Höhe des 

Kontogut haben??? nn 1, LN 1 fach 
2 Gebühr für das Ausſtellen eines Doppels zum Ein⸗ 

lieferungsſchein bei Zahlkarten RER 
3 — für das Ausfertigen des Zahlfarten- und des 1 5 

beſonderen Benachrichtigungstelegrammm . . - 3, IV, Ziffer 3 | je ½ fach 
4 | a) Gebühr für die unmittelbare ſchriftliche Benachrichtigung 


2, XII e fach 


des Empfängers einer Uberweiſung 1 1 fach 
5) G 8 8 5 letzter Unterabſ. 
IR ebühr für das Ausfertigen des Telegramms bei 
* elegrophiſcher Benachrügtigung wegen Uberweiſung . FU ER ½ fach 
letzter Unterabſ. 
5 Gebühr für die Rückforderung einer Überweiſung . 7 VII, ½ fach 
letzter Unterabſ. 1 


6 | Gebühr für deckungsloſe Aberweiſunggs as 7, VII, 1 fach 
Unterabſ. 2 
7 [a) Gebühr für das Ausfertigen des Überweiſungstelegramms 


und des beſonderen Benachrichtigungstelegramms . .; 8, VI, je ½ fach 
. Ziffer 2 und 4 
b) Gebühr für die unmittelbare ſchriftliche Benachrichtigung \ 
des Gutfhriftempfängers . . . une. 8, VI, Ziffer 3] l fach 
8 Gebühr für die Rückforderung eines Schecks 9, IV, / fach 
b Unterabſ. 3 
9 | Gebühr für deckungsloſe Schecks 9, IV, 1 fach 
Te 4 25 | Unterkebſ. 4 
10 | Gebühr für das Ausſtellen eines Doppels einer Zahlungs⸗ 
1 3 EHER Eu 9, IX ½ fach 
11 | Gebühr für das Ausfertigen des Telegramms bei tele⸗ 
graphiſchen Zahlungsanweiſungen x 1/, fach 
Gebühr für Laufſchreiben wegen Sendungen des Poſt⸗ 
ſcheckverkehtrs BET i REES 10, III 2 fach 


Vorſtehende Gebührenfeſtſetzungen treten am Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 31. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


906 
Verordnung 
zur Aenderung der Poſtordnung. Vom 31. 8. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 Geichsgeſetzblatt S. 347) 
. wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
2 f 1. Im 8 5 „Bedingte Zulaſſung zur Poſtbeförderung“ iſt in der erſten Zeile des Abſatzes VII ſtatt 
1 „unter I bis V“ zu ſetzen: unter I bis VI. 

i Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ iſt im Abſ. I ſtatt „20 000 000 M“ zu ſetzen: 200 000 000 M. 
N Der $ 36a „Gebühren für Sendungen im Orts- und Nachbarortsverkehr“ iſt zu ſtreichen. 
en Im 8 21 „Poſtkreditbriefe“ iſt im Abſ. I ſtatt „10 000 000 M“ zu ſetzen: zum 20 000⸗fachen Betrage 
Br... der jeweiligen Gebühr für einen einfachen Fernbrief. 

5 In demſelben 8 (21) iſt im Abſ. III ſtatt „1000000 M“ zu ſetzen: 1/,, des Meiſtbetrags. 

In der „Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren“ — Anlage zur Poſtordnung 8 1 IV — 
we: ind nachſtehende Anderungen vorzunehmen: 

Bi a) Bei Nr. 5, 6 und 8 iſt in Sp. „Anmerkungen“ zu ſetzen zu 5, 6 und 8: Mindeſtbetrag der 
u Einziehungsgebühr bei Poſtaufträgen und Nachnahmen und der Auszahlungsgebühr bei 
2 Be. Poſtkreditbriefen 1000 Mark; überſchießende Beträge werden auf volle 1000 Mark aufgerundet. 
=. b) Bei Nr. 23 „Zeitungszuſtellgeld“ iſt in Sp. 4 zu ſetzen ſtatt „16. des 2.“ 


2.“: 1. des letzten. 
Unter „Zuſtellgeld für Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften“ iſt in den Sp. 2 und 4 


N „a)“ und „b)“ zu ändern in: „d)“ und „e)“. 

o) Die Nr. 24 „Gebühr für Ortsſendungen (an Empfänger im Orts⸗ und Landzuſtellbezirk des 

Aufgabepoſtortes)“ iſt mit ſämtlichen Eintragungen in den Spalten 1 bis 4 zu ſtreichen. 

* ; Vorſtehende Anderungen gelten mit ſofortiger Wirkung, mit Ausnahme der unter 3 und 66 
1 aufgeführten, die am 1. September und der unter 6b aufgeführten, die am 1. Oktober 1923 in Kraft treten. 
b * N Danzig, den 31. Auguſt 1923. 
3 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
en: Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


ot 


S 


4 370 Verordnung 
über die Anpaſſung der Geldbeträge für die Unterſtützung an Rentenempfänger der 
Br Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung. Vom 29. 8. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
ER 31. Januar 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 181) wird das Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von 
3 8 der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung in der Faſſung vom 25. En 1922 
1 (Geſ.⸗Bl. S. 433) mit Wirkung vom 16. Auguſt 1923 ab wie folgt geändert: 

x Art. I 

8 2 erhält folgende Faſſung: 

1. Die Unterftügung iſt in der Invalidenverſicherung nach den Umſtänden und im Höchſt⸗ 
Ur, betrage ſo zu bemeſſen, daß das Geſamteinkommen des Empfängers einer Invaliden- oder 
* Altersrente einen Betrag erreicht, der nach einem Vielfachen der vom Statiſtiſchen Amt der 
Be Freien Stadt Danzig veröffentlichten Richtzahl (Inderzahl) der Lebenshaltungskoſten be- 
rechnet wird. Das Geſamteinkommen des Empfängers einer Witwen- oder Witwerrente darf 
ſechszig vom Hundert, das des Empfängers einer Waiſenrente fünfzig vom Hundert des 
Geſamteinkommens des Empfängers einer Invaliden- oder Altersrente nicht überſteigen. 


2. Entſprechende Unterſtützungen find an Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente 
aus der Angeſtelltenverſicherung zu gewähren, an Witwen jedoch nur, wenn ſie invalide im 
Sinne der Invalidenverſicherung (§ 1258 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung) find. 

9. Die Unterſtützung wird halbmonatlich gezahlt. Die Grenze für das Geſamteinkommen der 
Empfänger einer Invaliden- oder Altersrente iſt für den Zahlungstag zu errechnen; fie 
beträgt das Fünfzehnfache der letzten veröffentlichten Richtzahl. Die zu zahlenden Beträge 
ſind auf volle Tauſend Mark aufzurunden. 

4. Die Gemeinde iſt berechtigt, an Stelle der halbmonatlichen Zahlungen den Unterſtützungs⸗ 
betrag für den ganzen Monat im voraus in Sachleiſtungen zu gewähren. Dabei iſt als 
Geſamteinkommen des Empfängers einer Invaliden- oder Altersrente das Dreißigfache der 
letzten veröffentlichten Richtzahl zugrunde zu legen. Macht ſie von dieſem Rechte nur teilweiſe 
Gebrauch, ſo iſt die Zahlung für die zweite Monatshälfte entſprechend zu kürzen. 

5. Hat der Empfänger Kinder unter 15 Jahren, die nicht auf Grund der Reichsverſicherungs— 
ordnung, des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte oder des Reichsverſorgungsgeſetzes oder 
anderer Militärverſorgungsgeſetze eine Rente beziehen, jo erhöht ſich die für das Geſamt— 
einkommen anzurechnende Grenze um zwanzig vom Hundert für jedes Kind. Elternloſe 
Enkel unter 15 Jahren, deren Unterhalt der Empfänger der Rente ganz oder überwiegend 
beſtreitet, werden den Kindern unter 15 Jahren gleichgeſtellt; dies gilt auch für erwerbs⸗ 
unfähige unterhaltsberechtigte Ehegatten im Hausſtand von Rentenempfängern. 

6. Bei Berechnung des Geſamteinkommens wird nur die als Teuerungszulage gewährte Renten⸗ 
erhöhung angerechnet. Das Arbeitseinkommen der Empfänger von Renten oder Ruhegeld 
bleibt dagegen bis zur Höhe des Geſamteinkommens nach Abſ. 1 außer Anſatz. 

Bis zu einem Drittel des Geſamteinkommens nach Abſ. 1 ſind nicht anzurechnen Bezüge auf 
Grund des Reichsverſorgungsgeſetzes oder anderer Militärverſorgungsgeſetze, aus der knapp— 
ſchaftlichen Verſicherung, aus öffentlichen oder privaten Verſicherungsunternehmungen, aus 
privaten Unterſtützungseinrichtungen ſowie aus Sparguthaben. Die Bezüge der Hinterbliebenen 
ſind hierbei zuſammenzurechnen. Einkommen aus Unterſtützung durch Angehörige iſt auf das 
Geſamteinkommen inſoweit nicht anzurechnen, als es über die geſetzliche Unterhaltungspflicht 
oder über vertraglich übernommene Verpflichtungen hinausgeht. 

Art. 2. 

Die Gemeinden find verpflichtet, den Unterſtützungsberechtigten für die Zeit vom 1. Juli bis 
zum 15. Auguſt 1923 eine Nachzahlung auf die nach Maßgabe der Verordnung über die Erhöhung der 
Anterſtützung für Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung vom 29. Juni 1923 
(Reichsgeſ. Bl. I S. 550) gewährten Bezüge zu leiſten. Die Nachzahlung iſt zu berechnen, indem für 
die genannte Zeit ein Geſamteinkommen von 7540 000 Mark für den Empfänger einer Invaliden- oder 
Altersrente zugrunde gelegt wird. Artikel 1 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 5 bis 7 gelten entſprechend. 


Danzig, den 29. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Bang. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


/ 


3271 Verordnung 
wegen Abänderung des § 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 
(Geſ.⸗Bl. S. 149 ff.) Vom 29. 8. 1923. 
Artikel J. 


Die Beſtimmungen des $ 15 des Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 (Geſ. Bl. 
S. 149 ff.) werden wie folgt geändert: 


Die in $ 15 des und Luxusſteuergeſetzes vom 4. ne 1922 genannten een werden 
auf das 2000 fache der fee Sätze erhöht. 
Artikel II. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. September 1923 in Kraft. 
Ber. Danzig, den 29. Auguſt 1923. 
Bo Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
FR Bin: Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
272 Verordu ung 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung. Vom 29. 8. 1923. 
Auf Grund des § 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen-Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 22. Auguſt 1923 folgendes beſtimmt: 
Die Höchſtſätze der Erwerbsloſen-Unterſtützung betragen wochentäglich: 
In der Woche In der Woche 
vom 22. bis vom 29. Auguſt bis 
28. Auguſt 4. September 


1, für männliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben 1000 000 M 1 600 000 M | 
b) über 21 Jahre, ſofern fie in dem Haushalt eines anderen leben 830 000 M 1 330 000 M | 
BEINE SI Vahre N ee ER RR 600 000 M 960 000 M 1 


4 
2. für weibliche Perſonen 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben 830 000 M. 1330 000 M 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines anderen leben 680 000 M 1000 000 M 
e a EEE PIOERN 460 000 M 690 000 M 
3. als Familienzuſchläge für N : 
8) den Ehegatten 8 350 00 W 510 000 M 
p) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige. 290 000 M 410 000 M 
® 


Danzig, den 29. Auguſt 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


373 | Betauntmachun g. 


Die mit Verordnung vom 29. Auguſt feſtgeſetzten Poſt⸗, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren | 
gelten mit Wirkung vom 1. September auch im Verkehr mit Deutſchland. Ausgenommen find die 
Paketgebühren, die vom gleichen Zeitpunkt ab wie folgt f feſtgeſetzt werden: 


1. Zone o 450 000 M 
über BE ra 700 000 M 
. ee 800 000 M 
FCC 900 000 M 
677! Er EEE Mae 1.000 000 M 
e ER 1100 000 M 
2772700 EN 1 200 000 M 


FFF 1 800 000 M 


ER 
Be 


über 11 bis 12 kg 


| „ 12 „ 18 Eg 
„ 18 „ 14 kg 
| „ 14 „ 1ökg 
„ 15 „ 16 kg 
„ 16 „ 7 ke 
„ 17 „ 18 kg 
„ dr 
1 10 „ 90 
2. Zone bis 3 kg 
über 3 „ 5 kg 
„ 5 „ 6 kg 
1 1 6 * 7 kg 
* 7 * 8 kg 
7 8 * 9 kg 
5 9 " 10 kg 
e KR 
„ 11 „ẽ 12 kg 
| „ 12 " 13 kg 
„ 13 1 14 kg 
| „ 14 „ 15 kg 
| FFF 2 700 000 M 
F 2 850 000 M 
N 3 000 00 M 
FFT 3 150 00 M 
ka U 3 300 000 M 
| Zeitungspakete bis 5 kg 
| Gn 350 000 M ’ 


Danzig, den 29. Auguſt 1923. 


Zander. 


374 Die Poſtgebühren im Verke 
1. September 1923 an wie folgt fe 
Briefe bis 20 g 

für jede weiteren 20 g 

Poſtkarten 


hr mit dem Ausland (außer Deut 
ſtgeſetzt: 


F r Te A ee lei alte, 


für je 500 g 
50 g 


RE RE Fu a BEE ER ET EL a 


r Er BE er Tee 33 


E ee he Re ie 


ags, 


EN N / r ee A 


n ee 


IT El ee ee a ee 0 Zee ein 


zureichend freigemachte Brieſſendungen 


r 0 


Poft: und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


ſchland und Polen) werden vom 


r 
D 
A 
r 
Se a 
e 
BR Re 
8 ar 


n 


3 


910 — 
die e ch für Briefſend ungen 500 000 M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 85 Er 100 000 M, 
Windeſtens ber ß 500 000 M, 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben 50 000 M, 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöfte Briefnachna hm 75 000 M, 


die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier .. . 150 000 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier . 100 000 M. 


Danzig, den 29. Auguſt 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


